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TOP Beratungsgegenstand Beschluss 
Nr. 

Öffentliche Sitzung 

Einführung des neuen Ratsmitgliedes der Fraktion Bündnis 90 / 
Die Grünen 

Der Bürgermeister führte das neue Ratsmitglied, Herrn Gerd Hasselberg (Fraktion 
Bündnis 90/Die Grüne) ein. Eine Verpflichtung erfolgte bereits am 7. Januar 2019. 

Geschäftsordnungsbeschluss 

Der Bürgermeister begrüßte die Mitglieder des Rates und stellte die form- und 
fristgerechte Einladung fest. 

Änderungsanträge zur Tagesordnung gab es keine. 

Ausschussumbesetzungen 

Umbesetzungen von Ausschüssen; 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 12.03.2019 

Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) beschloss einstimmig die Ausschussumbeset-
zungen entsprechend des Antrages der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 
12.03.2019. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Umbesetzung des Jugendhilfeausschusses; 
1.2 Umbesetzung eines stellv. beratenden Mitgliedes vom 252 

25.02.2019 

Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) beschloss einstimmig die Umbesetzung entspre-
chend des Schreibens des Landgerichts vom 25.02.2019. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Umbesetzungen von Ausschüssen; Antrag der CDU-Fraktion 
vom 25.03.2019 

Herr Offergeld (CDU) wies darauf hin, dass der Rhein-Sieg-Kreis die im Antrag 
erwähnte Vertretungsregelung der sachkundigen Bürger durchführe und regte an, 
in der konstituierenden Sitzung nach der Kommunalwahl 2020 die Hauptsatzung 
entsprechend zu ändern und ebenfalls eine solche Vertretung zu regeln. Der Bür-
germeister sicherte zu, den Hinweis als Arbeitsauftrag aufzunehmen. 

Anschließend beschloss der Rat der Stadt Hennef (Sieg) einstimmig die Aus-
schussumbesetzungen entsprechend des Antrages der CDU-Fraktion vom 
25.03.2019. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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2 Beschlussvorlagen 

Bebauungsplan Nr. 13.9 Hennef (Sieg) Söven, Am Frohnhof / 
Unter Birken 
1. Beratung und Beschluss über die eingegangenen Stellung- 

2.1 nahmen im Rahmen der frühzeiti-gen Beteiligungen gern. §§ 254 
13a i.V.m. 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB und der öffentlichen 
Auslegung gern. §§ 13a i.V.m. 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB 
2. Satzungsbeschluss  

Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) beschloss auf Empfehlung des Ausschus-
ses für Dorfgestaltung und Denkmalschutz einstimmig: 

1. Der Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung gern. § 13a i.V.m. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB und der öffentlichen Auslegung gern. § 13a i.V.m. § 3 Abs. 2 
und § 4 Abs. 2 BauGB wird wie folgt zugestimmt: 

1.1 Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der früh- 
zeitigen Beteiligung gern. § 13a i.V.m. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1  
BauGB 

Die Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen 
der frühzeitigen Beteiligung gern. § 13a i.V.m. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 
1 BauGB wird wie folgt beibehalten, da sich im weiteren Verlauf des 
Verfahrens keine Änderungen in den abwägungsrelevanten 
Sachverhalten ergeben haben: 

zu B1 
mit Schreiben vom 03.04.2018 

Anregungen:  
Das als Anlage beigefügte Schreiben enthält neben persönlichen Bewertungen 
der Planung zusammengefasst folgende planungsrelevanten Anregungen: 
Es wird darum gebeten, das Flurstück 442 aus der Planung heraus zu nehmen, 
da dort seitens der Eigentümer keine weitere Bebauung beabsichtigt ist. 
Mit der zunehmenden Bebauung innerörtlicher Grünflächen verliert Söven sei-
nen dörflichen Charakter. 
Die zunehmende Bebauung führt zu mehr Verkehr und beeinträchtigt die Le-
bensqualität der Bewohner. 
Es wird zu Bedenken gegeben, dass der Baugrund aus Erfahrungen mit frühe-
ren Baumaßnahmen wegen wasserführender Schichten für eine Bebauung 
nicht geeignet sein und eine neue Bebauung ggf. zu Schäden an der umlie-
gend vorhandenen Bebauung führen könnte. Diese Risiken könnten sich ggf. 
durch eine aufgelockerte Bebauung minimieren lassen. 
Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sollten sich auf die Be-
bauung in Söven und nicht auf die in anderen Stadteilen beziehen. 
Es sollen klare Regelungen getroffen werden, die Zahl der Wohnungen je 
Wohngebäude zu begrenzen, ohne Ausnahmen vorzusehen. 
Die Vorgaben zur Grundstücksbegrünung und Dachflächengestaltung werden 
als nicht sinnvoll und überflüssig erachtet. Die Vorgaben zur Dacheindeckung 
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würden zudem die Nutzung von Solarenergie verhindern. 
Wenn die zulässige Höhe der neuen Bebauung bedingt durch das höhere Ge-
lände die Umgebungsbebauung deutlich überragen würde, wird damit deren 
Wohnqualität eingeschränkt und für die nördlich gelegenen Bebauung geht der 
Ausblick aus dem Obergeschoss Richtung Süden verloren. 
Der Wortlaut des Schreibens ist der Anlage zu entnehmen. 

Abwägung:  
Die Inhalte des Schreibens werden zur Kenntnis genommen. 
Zunächst bleibt klarzustellen, dass das vorliegende Bebauungsplanverfahren 
bewusst nicht auf eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 
BauGB verzichtet hat, um im ersten Schritt ein Nutzungs- und Erschließungs-
konzept zur Diskussion zu stellen, dass eine optimale Ausnutzung der nicht 
bebauten innerörtlichen Flächen darstellt. Bei einem Verfahren nach § 13a 
Abs. 1 Nr. 1 BauGB besteht dazu keine Verpflichtung. Zudem wurden bewusst 
noch keine verbindlichen Festsetzungen formuliert, sondern lediglich in einer 
Erläuterung zur Planung ausgeführt, welche Festsetzungen in Betracht kom-
men können. Die Anregungen von Bürgern, die sich an dem Verfahren beteili-
gen, sollen somit dazu dienen, als Planungsbelange für die weitere Planung 
berücksichtigt zu werden. 
Den vorgetragenen Anregungen folgend wird so in der Fassung zur Offenlage 
das Flurstück 442 aus der Planung ausgenommen und auch die Erschlie-
ßung so konzipiert, dass das genannte Flurstück von der Aufstellung des Be-
bauungsplanes völlig unberührt bleibt. 
Der Bundesgesetzgeber hat mit § 1 a Abs. 2 BauGB das Gebot geschaffen, die 
Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde durch Nachverdichtung und an-
dere Maßnahmen der Innenentwicklung zu nutzen. Dieses Gebot beschränkt 
sich nicht nur auf städtische Bereiche sondern gilt für alle bebauten Ortslagen. 
Insofern ist auch bei dörflich geprägten Orten zu prüfen, ob innerörtlich unbe-
baute Bereiche, die nicht für andere Nutzungen wie z.B. Landwirtschaft oder öf-
fentliche Einrichtungen benötigt werden, einer wohnbaulichen Nutzung im Sin-
ne der Innenentwicklung und Nachverdichtung zugeführt werden können. 
Wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind und es zudem Interesse betroffener 
Grundstückseigentümer ist, ihre Grundstücke bebauen zu dürfen, lässt es sich 
nicht vermeiden, dass sich bei Dörfern wie Söven der bisherige dörfliche Cha-
rakter aus vergangenen Jahrzehnten verändert. Dazu hat jedoch auch bislang 
schon eine Vielzahl neuer Wohnhäuser in den jeweiligen Orten beigetragen, 
die sich in ihrer Nutzung und ihrem Erscheinungsbild von einem typischen tra-
ditionellen Haus in einem landwirtschaftlich geprägten Dorf unterscheiden. Hin-
zu kommt, dass sich die ehemals prägende Wirkung der Landwirtschaft in den 
Dörfern kontinuierlich verändert und verringert hat und viele Dörfer bereits vor-
wiegend als Wohnstandort geprägt sind. Das gilt auch für weite Teile von Sö-
ven. 
Dass eine zunehmende Bebauung im ländlichen Raum, wo individueller Kfz-
Verkehr den größten Anteil der Mobilität ausmacht, auch zu mehr Verkehr 
führt, lässt sich ebenfalls nicht ausschließen. Der durch die neue Bebauung 
entstehende Verkehr wird jedoch die Lebensqualität der Bewohner nicht in un-
angemessenem Maß beeinträchtigen, zumal auch die bereits in Söven ansäs-
sigen Bewohner selbst zu dem Verkehrsaufkommen beitragen. 
Der Verwaltung sind keine besonderen Probleme mit dem Baugrund bekannt, 
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die einer baulichen Nutzung des Plangebietes entgegenstehen. Die umliegend 
vorhandene Bebauung zeigt, dass ggf. spezielle Anforderungen an die Bau-
werksgründung, Bauwerksausführung (druckwasserdicht) und Grundstück-
sentwässerung im Rahmen der Erschließungs- und Projektplanung regelbar 
sind. Nachteilige Auswirkungen auf Dritte sind somit nicht zu erwarten. 
Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind in der Fassung zur 
Offenlage so gewählt, dass sie eine zweigeschossige Bebauung im Sinne des 
§ 1 a Abs. 2 BauGB (sparsamer Umgang mit Grund und Boden) zulassen, die-
se Bebauung jedoch geländeangepasst erfolgen muss. Trauf- und Fristhöhe 
sind jeweils auf das natürliche Gelände bezogen. Damit werden Beeinträchti-
gungen der Wohnqualität der Umgebungsbebauung minimiert. Dass sich durch 
eine neue Bebauung bisher mögliche Ausblicke verändern und ggf. verloren 
gehen, lässt sich nicht vermeiden. Es besteht kein Recht darauf, dass die Um-
gebung eines Grundstücks dauerhaft völlig unverändert bleiben muss und dort 
nicht gebaut werden darf. Ansonsten wäre jegliche bauliche Entwicklung so-
wohl im Innen- als auch Außenbereich unmöglich. 
Die Ausnahmeregelung, dass in einem Einzelhaus auch 3 Wohnungen zulässig 
sein können, soll ermöglichen, in einem Haus drei getrennte Wohnungen für 
mehrere Generationen einer Familie errichten zu dürfen. Voraussetzung ist je-
doch, dass auf dem jeweiligen Grundstück mit entsprechender Größe (mindes-
tens 600 qm) ausreichend Pkw-Stellplätze errichtet werden können, die den im 
Bebauungsplan dafür festgesetzten Anforderungen an die Breite von Stellplatz-
und Zufahrtsflächen sowie die Vorgartengestaltung gerecht werden. 
Die Vorgaben zur Grundstücksbegrünung und Dachgestaltung haben sich aus 
Sicht der Verwaltung durchaus in vergleichbaren Bebauungsplänen in den letz-
ten Jahren bewährt und sollten daher auch für die neuen Bauflächen in Söven 
gelten, um dort ein harmonisches Erscheinungsbild der neuen Bebauung zu 
gewährleisten. 

zu B2 
mit Schreiben vom 19.03.2018 

Anregungen:  
Das als Anlage beigefügte Schreiben enthält neben Ausführungen zum bishe-
rigen Planungsverlauf und persönlichen Bewertungen der Planung zusammen-
gefasst folgende planunqsrelevanten Anregungen: 
Die neue Bebauung sollte auf bereits baulich genutzte Flächen im rückwärtigen 
Anschluss an das Haus Am Frohnhof 39 beschränkt bleiben, wo bereits Ne-
bengebäude stehen. Der Bebauungsplan dürfe für die „Außenbereichsinsel im 
Innenbereich" aus rechtlichen und politischen Gründen nicht aufgestellt wer-
den. 
Landwirtschaftliche Belange (Existenzgefährdung) würden der Planung entge-
genstehen. 
Der Schutz der Natur, der Landwirtschaft, des Dorfes und seiner Bewohner 
müsse Vorrang vor einer engen und hohen Bebauung im traditionellen und 
umweltfreundlichen Dorfinnenbereich haben. 
Eine bestehende Satzung nach § 34 BauGB für den Ortsteil Söven würde der 
durch den Bebauungsplan ermöglichten Bebauung entgegenstehen. 
Die zulässige Bebauung sollte sich nicht an die anderer Stadtteile orientieren, 
sondern an den Vorgaben des Bebauungsplanes 13.5, der für die Bebauung 
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an der Straße Am Frohnhof gilt. 
Die zulässigen Gebäudehöhen dürften nicht zu Beeinträchtigungen der umlie- 
genden Bebauung führen. 
Es sollten keine Wohnhäuser mit drei Wohnungen zugelassen werden. 
Die im Plangebiet vorhandene Streuobstwiese könnte von der Grundschule als 
Lehrpfad genutzt werden. 
Der Wortlaut des Schreibens ist der Anlage zu entnehmen. 

Abwägung:  
Die Inhalte des Schreibens werden zur Kenntnis genommen. 
Zunächst bleibt klarzustellen, dass das vorliegende Bebauungsplanverfahren 
bewusst nicht auf eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 
BauGB verzichtet hat, um im ersten Schritt ein Nutzungs- und Erschließungs-
konzept zur Diskussion zu stellen, dass eine optimale Ausnutzung der nicht 
bebauten innerörtlichen Flächen darstellt. Bei einem Verfahren nach § 13a 
Abs. 1 Nr. 1 BauGB besteht dazu keine Verpflichtung. Zudem wurden bewusst 
noch keine verbindlichen Festsetzungen formuliert, sondern lediglich in einer 
Erläuterung zur Planung ausgeführt, welche Festsetzungen in Betracht kom-
men können. Die Anregungen von Bürgern, die sich an dem Verfahren beteili-
gen, sollen somit dazu dienen, als Planungsbelange für die weitere Planung 
berücksichtigt zu werden. 
Der Bundesgesetzgeber hat mit § la Abs. 2 BauGB das Gebot geschaffen, die 
Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde durch Nachverdichtung und an-
dere Maßnahmen der Innenentwicklung zu nutzen. Dieses Gebot beschränkt 
sich nicht nur auf städtische Bereiche sondern gilt für alle bebauten Ortslagen. 
Insofern ist auch bei dörflich geprägten Orten zu prüfen, ob innerörtlich unbe-
baute Bereiche, die nicht für andere Nutzungen wie z.B. Landwirtschaft oder öf-
fentliche Einrichtungen benötigt werden, einer wohnbaulichen Nutzung im Sin-
ne der Innenentwicklung und Nachverdichtung zugeführt werden können. 
Wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind und es zudem Interesse betroffener 
Grundstückseigentümer ist, ihre Grundstücke bebauen zu dürfen, lässt es sich 
nicht vermeiden, dass sich bei Dörfern wie Söven der bisherige dörfliche Cha-
rakter aus vergangenen Jahrzehnten verändert. Dazu hat jedoch auch bislang 
schon eine Vielzahl neuer Wohnhäuser in den jeweiligen Orten beigetragen, 
die sich in ihrer Nutzung und ihrem Erscheinungsbild von einem typischen tra-
ditionellen Haus in einem landwirtschaftlich geprägten Dorf unterscheiden. Hin-
zu kommt, dass sich die ehemals prägende Wirkung der Landwirtschaft in den 
Dörfern kontinuierlich verändert und verringert hat und viele Dörfer bereits vor-
wiegend als Wohnstandort geprägt sind. Das gilt auch für weite Teile von Sö-
ven. 
Die Beteiligung der Fachbehörden hat keine Anhaltspunkte dafür ergeben, 
dass ein Verfahren nach § 13a BauGB ausgeschlossen ist und der Bebau-
ungsplan nicht als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt gewertet werden. 
Ebenso gibt es aus dem durchgeführten Beteiligungsverfahren keine Anhalts-
punkte dafür, dass eine künftige Umnutzung der landwirtschaftlichen Flächen 
zur Existenzgefährdung eines Betriebes führen kann oder landwirtschaftliche 
Belange der Aufstellung des Bebauungsplanes entgegenstehen. Es ist geplant, 
im ersten Schritt nur den Teil der Bauflächen zu erschließen, der seitens der 
Eigentümer für eine zeitnahe Bebauung vorgesehen ist. Wann die übrigen Flä-
chen erschlossen und bebaut werden, ist völlig offen. Der Bebauungsplan 
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schafft grundsätzlich nur Baurecht und setzt keinerlei Umsetzungsfristen fest. 
Insofern kann eine landwirtschaftliche Nutzung möglicherweise unverzichtbarer 
Grünlandflächen selbstverständlich weiterhin so lange erfolgen, wie dies der 
betroffene Landwirt als Eigentümer beabsichtigt. Es ist keinesfalls vorgesehen, 
Grundstücke für die Umsetzung von Erschließungsmaßnahmen oder zur Be-
reitstellung als Bauland zu enteignen. 
Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind in der Fassung zur 
Offenlage so gewählt, dass sie eine zweigeschossige Bebauung im Sinne des 
§ 1 a Abs. 2 BauGB (sparsamer Umgang mit Grund und Boden) zulassen, die-
se Bebauung jedoch geländeangepasst erfolgen muss. Trauf- und Fristhöhe 
sind jeweils auf das natürliche Gelände bezogen. Damit werden Beeinträchti-
gungen der Wohnqualität der Umgebungsbebauung minimiert. Dass sich durch 
neue Wohnhäuser das Umfeld der vorhandenen Bebauung verändert, lässt 
sich nicht vermeiden. Es besteht jedoch kein Recht darauf, dass die Umgebung 
eines Grundstücks dauerhaft völlig unverändert bleiben muss und dort nicht 
gebaut werden darf. Ansonsten wäre jegliche bauliche Entwicklung sowohl im 
Innen- als auch Außenbereich unmöglich. 
Dass in einem Einzelhaus auch 3 Wohnungen zulässig sein können, soll als 
Ausnahme ermöglichen, in einem Haus drei getrennte Wohnungen für mehrere 
Generationen einer Familie errichten zu dürfen. Voraussetzung ist jedoch, dass 
auf dem jeweiligen Grundstück mit entsprechender Größe (mindestens 600 
qm) ausreichend Pkw-Stellplätze errichtet werden können, die den im Bebau-
ungsplan dafür festgesetzten Anforderungen an die Breite von Stellplatz- und 
Zufahrtsflächen sowie die Vorgartengestaltung gerecht werden. 
Wie bereits dargestellt, ist es dem Grundstückseigentümer trotz Baurecht mit-
tels des vorliegenden Bebauungsplanes künftig weiterhin freigestellt, seine Flä-
chen landwirtschaftlich zu nutzen und Streuobstbäume als Lehrpfad für die 
Grundschule bereit zu stellen. Darüber entscheidet ausschließlich der Grund-
stückseigentümer, der dazu selbstverständlich Ratschläge seiner Nachbarn 
aufgreifen kann. 
Die weiteren Ausführungen des Schreibens zur Bauleitplanung im Allgemeinen 
werden ebenfalls zur Kenntnis genommen. Diese sind jedoch nicht relevant für 
die vorliegende Planungsentscheidung. Den Entscheidungsgremien der Stadt 
Hennef sind selbstverständlich die rechtlichen Rahmenbedingungen für die 
Bauleitplanung nach den Maßgaben des Baugesetzbuches bekannt und auch, 
wie diese bei der Abwägung und Entscheidungsfindung anzuwenden sind. 
Grundsätzlich hat insbesondere die Beteiligung der Fachbehörden keine An-
haltpunkte dafür ergeben, dass die Aufstellung des vorliegenden Bebauungs-
planes aus Sicht der Raumordnung und Landesplanung nicht zulässig sein und 
die Stadt Hennef die Ausübung ihrer planungshoheitlichen Aufgaben verletzen 
könnte. 

zu B3 
mit Schreiben vom 01.04.2018 

Anregungen:  
Der Verfasser des Schreibens schließt sich den Ausführungen unter B2 an. 
Der Wortlaut des Schreibens ist der Anlage zu entnehmen. 

Abwägung:  
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siehe B 2 

zu B4 
mit Schreiben vom 13.04.2018 

Anregungen:  
Das als Anlage beigefügte Schreiben enthält zusammengefasst folgende pla-
nungsrelevanten Anregungen: 
Es wird darum gebeten, auf einem der vier potenziellen Baugrundstücke im 
ersten Bauabschnitt ein Gebäude ggf. als Doppelhaus zuzulassen, in dem drei 
Wohnungen im Sinne eines Mehrgenerationenhauses errichtet werden dürfen. 
Der Wortlaut des Schreibens ist der Anlage zu entnehmen. 

Abwägung:  
Die Inhalte des Schreibens werden zur Kenntnis genommen. 
Der Anregung soll entsprochen werden. In einer dörflichen Umgebung hat es 
durchaus Tradition, dass mehrere Generationen ein Haus bewohnen. Dies war 
früher in einer gemeinsamen Wohnung möglich. In heutiger Zeit bevorzugen 
die einzelnen Generationen einer Familie getrennte Wohnungen, sofern dies in 
einem Hause möglich ist. Dem soll der Bebauungsplan nicht entgegenstehen. 
Wichtig als Voraussetzung für mehr als zwei Wohnungen in einem Haus ist je-
doch, dass durch die dann erforderlichen Stellplätze der den öffentlichen Stra-
ßenraum prägende Vorgarten nicht übermäßig durch parkende Fahrzeuge be-
stimmt wird. Insofern sind 3 Wohnungen je Einzelhaus nur zulässig, wenn die 
maximale Zufahrtsbreite von Garagen, Carports und Stellplätzen ausgehend 
von der Straßenbegrenzungslinie auf 6 m begrenzt bleiben kann und mindes-
tens 50 % der Vorgartenfläche für Begrünungsmaßnahmen erhalten bleibt. Als 
Vorgarten gelten die Bereiche zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der 
Hausfront der Haupterschließungsseite der Gebäude, einschließlich der seitli-
chen Verlängerung bis zur seitlichen Grundstücksgrenze. Zudem soll die Aus-
nahme nur für Einzelhäuser auf entsprechend großen Grundstücken ab 600 
qm gelten, damit keine zu sehr verdichtete bauliche Nutzung entsteht. 

zu B5 
mit Schreiben vom 18.03.2018 

Anregungen:  
Das als Anlage beigefügte Schreiben enthält zusammengefasst folgende pla-
nungsrelevanten Anregungen: 
Es wird befürchtet, dass durch eine neue Bebauung der Abfluss und die Versi-
ckerung von Niederschlagswasser verändert werden kann und damit Schäden 
an der umliegenden Bebauung entstehen können. Das es dazu nicht kommen 
wird, sollte durch eine entsprechende Untersuchung geprüft und ausgeschlos-
sen werden. 
Der Wortlaut des Schreibens ist der Anlage zu entnehmen. 

Abwägung:  
Die Inhalte des Schreibens werden zur Kenntnis genommen. 
Der Verwaltung sind keine besonderen Probleme mit dem Baugrund bekannt, 
die einer baulichen Nutzung des Plangebietes entgegenstehen. Die umliegend 
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vorhandene Bebauung zeigt, dass ggf. spezielle Anforderungen an die Bau-
werksgründung, Bauwerksausführung (druckdicht) und Grundstücksentwässe-
rung im Rahmen der Erschließungs- und Projektplanung regelbar sind. Nach-
teilige Auswirkungen auf Dritte sind somit nicht zu erwarten. 

Seitens der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden im 
Rahmen der Beteiligung nach § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) folgende 
Anregungen vorgetragen. 

zu T1, Rhein-Sieg-Kreis 
mit Schreiben vom 12.04.2018 

Stellungnahme:  

Natur-, Landschafts- und Artenschutz  
Die Aufstellung des Bebauungsplans erfordert entsprechend der §§ 44 Abs. 1, 
5, 6 und 45 Abs. 7 BNatSchG in Verbindung mit dem Erlass des MKULNV 
NRW „Artenschutz in der Bauleitplanung und bei der baurechtlichen Zulassung 
von Vorhaben" vom 22.12.2010 eine artenschutzrechtliche Prüfung. Im weite-
ren Verfahren ist das Ergebnis der Prüfung dem Rhein-Sieg-Kreis, Amt für 
Umwelt- und Naturschutz, vorzulegen. Es wird davon ausgegangen, dass es 
sich bei den betroffenen Flächen nicht um Flächen mit zugeordneten Aus-
gleichsmaßnahmen handelt. 

Abfallwirtschaft 
Der Einbau von Recyclingbaustoffen ist nur nach vorhergehender Wasserrecht-
licher Erlaubnis zulässig. Das im Rahmen der Baureifmachung der Grundstü-
cke anfallende bauschutthaltige oder organoleptisch auffällige Bodenmaterial 
(z. B. aus Bodenauffüllungen) ist ordnungsgemäß zu entsorgen. Die Entsor-
gungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr dem Rhein-
Sieg-Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz - Sachgebiet „Gewerbliche Ab-
fallwirtschaft" - anzuzeigen. Dazu ist die Entsorgungsanlage anzugeben oder 
die Wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustelle vorzulegen. 

Schmutz-/ Niederschlagswasserbeseitigung 
Gemäß § 55 Wasserhaushaltsgesetz i. V. m. § 44 Landeswassergesetz soll 
Niederschlagswasser auf erstmals zu bebauenden Grundstücken ortsnah ver-
sickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit 
Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, sofern dies ohne Beein-
trächtigung des Wohls der Allgemeinheit möglich ist und soweit weder wasser-
wirtschaftliche Belange noch sonstige öffentlichrechtliche Vorschriften entge-
genstehen. 

Erneuerbare Energien  
Es wird angeregt, bei der Aufstellung des Bebauungsplans auch die Energieef-
fizienz möglicher Baumaßnahmen zu berücksichtigen und den Einsatz erneu-
erbarer Energien zur dezentralen Erzeugung von Wärme und Strom im Bauge-
biet zu prüfen. 
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Abwägung:  
Die Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. 

zu Natur-, Landschafts- und Artenschutz 
Die Artenschutzrechtliche Vorprüfung liegt vor und kommt zusammenfassend 
zu dem Ergebnis, dass artenschutzrechtliche Belange der Aufstellung des Be-
bauungsplanes nicht entgegenstehen. Die Artenschutzrechtliche Vorprüfung ist 
Bestandteil der Unterlagen zur Offenlage und wird dem Rhein-Sieg-Kreis im 
Rahmen der Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB zur Stellungnahme zugestellt. 
Im Plangebiet sind keine Flächen enthalten, die als Ausgleich für Eingriffe an 
anderer Stelle herangezogen wurden. 

zu Abfallwirtschaft 
Im Bebauungsplan wurden entsprechende Hinweis zu Einbau von Recycling-
baustoffen und bauschutthaltige oder organoleptisch auffällige Bodenmaterial 
aufgenommen. 
zu Schmutz-/ Niederschlagswasserbeseitigurjg 
In der Straße Im Frohnhof ist ein entsprechende Trennsystem-Entwässerung 
enthalten, an die die neuen Baugrundstücke mittels neuer Sammelleitungen in 
der geplanten Erschließungsstraße angeschlossen werden können. Dabei wird 
Niederschlagswasser gemäß den Anforderungen des § 55 Wasserhaushalts-
gesetz i. V. m. § 44 Landeswassergesetz ohne Vermischung mit Schmutzwas-
ser abgeleitet. 

zu Erneuerbare Energien  
Die Energieeffizienz der Baumaßnahmen ist im Rahmen der Projektplanung zu 
beachten. Die Möglichkeit, Dachflächen für die Nutzung von Sonnenenergie zu 
verwenden, lässt der Bebauungsplan zu und wird durch eine freigestellte Aus-
sichtung der Gebäude erleichtert. 

zu T2, Rhein-Sieg Netz GmbH 
mit Schreiben vom 28.03.2018 

Stellungnahme:  
Das Plangebiet kann über eine Netzerweiterung über die vorgesehene Er-
schließungsstraße mit Erdgas- und Wasserleitungen erschlossen werden. Für 
eine Nutzung der Erschließungsstraße müssen für die Anlagen Leitungsrechte 
im Grundbuch eingetragen werden. Der Löschwassergrundschutz von 48m3/h 
ist für eine Entnahmedauer von zwei Stunden gemäß DVGW-Arbeitsblatt W 
405 für das Plangebiet gewährleistet. Zu Kenntnisnahme ist dem Schreiben ein 
Gas- und Wasserbestandsplan im M 1:1000 beigefügt. 

Abwägung:  
Die Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen, insbesondere 
das eine ausreichende Löschwasserversorgung gewährleistet ist. Die Anre-
gung zur Absicherung von Leitungsrechte im Grundbuch wird, soweit erforder-
lich, in den zwischen den Grundstückseigentümern und der Stadt Hennef zu 
schließenden Erschließungsvertrag aufgenommen. 
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zu T3, Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 
mit Schreiben vom 13.04.2018 

Stellungnahme:  
Gegen den Bebauungsplan Nr. 13.9 der Stadt Hennef bestehen seitens der 
Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 
keine grundsätzlichen Bedenken. Allerdings wird vorsorglich um Berücksichti-
gung gebeten, dass nordwestlich vom Plangebiet die Betriebsstätte eines 
landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebs mit Rindviehhaltung existiert und die-
ser Betrieb Bestandsschutz genießt. Es wird davon ausgegangen, dass auf-
grund der Planung keine weiteren landwirtschaftlichen Nutzflächen für Korn-
pensations- und Ausgleichsmaßnahmen in Anspruch genommen werden. 

Abwägung:  
Die Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. Bei der vorlie-
genden Planung handelt es sich um einen Angebots-Bebauungsplan, der Bau-
recht schafft, aber nicht zwangsläufig dazu führt, dass Flächen eines landwirt-
schaftlichen Betriebes ihrer bisherigen Nutzung entzogen werden. Zudem ist in 
einer dörflichen Lage wie in Söven ein Nebeneinander von Wohnen und Land-
wirtschaft als ortsüblich hinzunehmen. In einem Verfahren nach § 13a Abs. 1 
Nr. 1 BauGB, wie im vorliegenden Fall, sind keine naturschutzrechtlichen Aus-
gleichsmaßnahmen erforderlich. 

zu T4, RSAG 
mit Schreiben vom 29.03.2018 

Stellungnahme:  
Von Seiten der RSAG AöR werden zum Bebauungsplan in der vorgesehenen 
Lage keine Bedenken erhoben. Den eingereichten Unterlagen ist zu entneh-
men, dass während des 1. Bauabschnitts eine Aufstellfläche für Abfallbehälter 
zur Entleerung im Bereich „Am Frohnhof berücksichtigt wurde. Nach Fertigstel-
lung der Erschließungsstraße befindet sich am Ende der Planstraße eine Wen-
demöglichkeit für 3 achsige Abfallsammelfahrzeuge. Die beiden kurzen Stich-
wege werden von Sammelfahrzeugen nur zum Wenden genutzt. In diesem Be-
reich müssen Abfallsammelplätze für die weiteren zurückliegenden Objekte 
ausgewiesen werden. Weitere Sicherheitstechnische Anforderungen an Stra-
ßen und Fahrwege für die Sammlung von Abfällen der BGI 5104 und RASt 06 
zu entnehmen. 

Abwägung:  
Die Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. Die Erschlie-
ßungsstraße ist im Bebauungsplan so festgesetzt, dass sie von Abfallsammel-
fahrzeugen befahren werden kann, die das neu Baugebiet mit einmaligem 
Wenden/Zurückstoßen wieder verlassen können. An der Wendemöglichkeit ist 
eine Aufstellfläche festgesetzt, an der die Abfallbehälter von den Grundstü-
cken, die von Abfallsammelfahrzeugen nicht unmittelbar angefahren werden 
dürfen, zur Entleerung gestellt werden können. Sollte die Erschließung, wie 
derzeit vorgesehen, in zwei Bauabschnitten erfolgen und im ersten Bauab- 
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schnitt keine Wendemöglichkeit bestehen, wird im Rahmen des zwischen den 
betroffenen Grundstückseigentümern und der Stadt abzuschließenden Er-
schließungsvertrages geregelt, dass auf dem Flurstück Nr. 375 an der Straße 
Am Frohnhof eine ausreichende Aufstellfläche für Abfallbehälter zur Entleerung 
hergerichtet und unterhalten wird, bis ein vollständiger Ausbau der Erschlie-
ßungsstraße erfolgt ist. Die dafür benötigten Flächen befinden sich im Eigen-
tum eines Vertragspartners und sind von diesem als Voraussetzung für eine 
abschnittsweise Erschließung zur Verfügung zu stellen. 

zu T5, LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
mit Schreiben vom 03.04.2018 

Stellungnahme:  
Auf Basis der derzeit für das Plangebiet verfügbaren Unterlagen sind keine 
Konflikte zwischen der Planung und den öffentlichen Interessen des Boden-
denkmalschutzes zu erkennen. Zu beachten ist dabei jedoch, dass Untersu-
chungen zum Ist-Bestand an Bodendenkmälern in dieser Fläche nicht durchge-
führt wurden. Von daher ist diesbezüglich nur eine Prognose möglich. Es wird 
daher auf die Bestimmungen der §§ 15, 16 DSCG NRW (Meldepflicht- und 
Veränderungsverbot bei der Entdeckung von Bodendenkmälern) verwiesen 
und darum gebeten, folgenden Hinweis in die Planungsunterlagen aufzuneh-
men 
Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind 
der Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Boden-
denkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Overath, Gut Eichthal 51491 
Overath, Tel.: 02206/9030-0, Fax: 02206/9030-22, unverzüglich zu melden. 
Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die 
Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbei-
ten ist abzuwarten. 

Abwägung:  
Die Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. Im Bebau-
ungsplan sind entsprechende Hinweise zum Umgang mit archäologischen 
Funde und Befunden enthalten. 

zu T6, Bezirksregierung Arnsberg 
mit Schreiben vom 23.03.2018 

Stellungnahme:  
Die Planmaßnahme befindet sich über dem auf Braunkohle verliehenen, inzwi-
schen erloschenen Bergwerksfeld „Rott". Die letzte Eigentümerin dieses Berg-
werksfeldes ist nach vorliegenden Erkenntnissen nicht mehr erreichbar. Eine 
Rechtsnachfolgerin ist nicht bekannt. Ausweislich der derzeit vorliegenden Un-
terlagen ist im Bereich des Planvorhabens kein Abbau von Mineralien doku-
mentiert. Danach ist mit bergbaulichen Einwirkungen nicht zu rechnen. Ferner 
ist der Vorhabensbereich nach den vorliegenden Unterlagen (Differenzenpläne 
mit Stand: 01.10.2016 aus dem Revierbericht, Bericht 1, Auswirkungen der 
Grundwasserabsenkung, des Sammelbescheides - Az.: 61.42.63 -2000-1 -) 
von durch Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlenbergbaus bedingten 
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Grundwasserabsenkungen derzeit nicht betroffen. Für die Stellungnahme wur-
den folgende Grundwasserleiter (nach Einteilung von Schneider & Thiele, 
1965) betrachtet: Oberes Stockwerk, 913, 8, 7, 6D, 613, 2 - 5, 09, 07 Kölner 
Scholle, 05 Kölner Scholle. 

Abwägung:  
Die Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. Die vorgetra-
genen Informationen haben keine Auswirkungen auf die Umsetzbarkeit und die 
Inhalte des Bebauungsplanes. 

Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellung-
nahmen keine Bedenken, Anregungen oder Hinweise vorgetragen: 

- Amprion GmbH, mit Schreiben vom 23.03.2018 
- Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen, mit Schreiben vom 
17.04.2018 
- PLEdoc, mit Schreiben vom 23.03.2018 
- Wahnbachtalsperrenverband, mit Schreiben vom 22.03.2018 
- Unitymedia NRW GmbH, mit Schreiben vom 20.03.2018 

1.2 Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der Öf-
fentlichen Auslegung gern. § 13a i.V.m. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 
BauGB  

zu B1 
mit Schreiben vom 10.01.2019 
Anregungen:  
Wir behalten es uns vor, unsere Stellungnahme vom 2018 aufrecht zu erhalten. 
Unsere Bedenken gegenüber dieses Bauvorhaben haben sich bekräftigt, in-
dem wir in Erfahrung bringen konnten, dass die Grundschule nach deren Fer-
tigstellung lange Zeit damit zu kämpfen hatte, die untersten Räume trocken zu 
bekommen. 
Hennef Söven war und ist ein Sumpfgebiet mit hohem Grundwasserspiegel. Es 
ist möglich, dass eine weitere dichtere Bebauung, Gefahren auf schon stehen-
de Gebäude mit sich bringt. 

Abwägung:  
Die Inhalte des Schreibens werden zur Kenntnis genommen. 
Das Schreiben vom 18.03.2018 wurde bereits im Rahmen der Abwägung der 
Anregungen aus dem Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 1 BauGB unter B 5 
wie folgt behandelt: 
„Der Verwaltung sind keine besonderen Probleme mit dem Baugrund bekannt, 
die einer baulichen Nutzung des Plangebietes entgegenstehen. Die umliegend 
vorhandene Bebauung zeigt, dass ggf. spezielle Anforderungen an die Bau-
werksgründung und Grundstücksentwässerung im Rahmen der Erschließungs-
und Projektplanung regelbar sind. Nachteilige Auswirkungen auf Dritte sind 
somit nicht zu erwarten." 
Diese Abwägungsentscheidung gilt auch weiterhin. 
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zu B2 
mit Schreiben vom 08.01.2019 
Anregungen:  
Wir halten im Rahmen der Öffentlichen Auslegung (Bezug 3) unsere Stellung-
nahme vom 02.03.2018, die wir in der Phase der frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit zum beabsichtigten Bebauungsplan Nr.13.9 abgegeben haben, 
inhaltlich voll aufrecht! 
In Ihrem Antwortschreiben 1/61.1 vom 22.11.2018, mit dem Sie formal sowie 
auszugsweise den Beschluss des Ausschusses für Dorfgestaltung und Denk-
malschutz über die sog. Abwägung mitteilen, aber auch in der Beschlussvorla-
ge für die Sitzung dieses Ausschusses am 20.11.2018, haben Sie keines unse-
rer Argumente gegen den Bebauungsplan 13.9 entkräftet. Vielmehr räumen Sie 
und der Ausschuss ein: 
1. Ein Landwirt aus Söven nutzt die Grünfläche der Außenbereichsinsel zum 
Weiden seiner Rinder und als Streuobstwiese. Sein an diese Fläche angren-
zender Hof steht unter Bestandsschutz. Sollte der Bebauungsplan 13.9 gültig 
werden, wird in Söven erneut weniger landwirtschaftlich genutzte Fläche zur 
Verfügung stehen. Die Wohngebäude werden an den Bauernhof heranrücken. 
2. Eine Straße zu den landwirtschaftlich genutzten Grünflächen, die man 
deshalb ganz einfach bebauen könne, gibt es für die Verwaltung und das 
Planungsbüro nun doch nicht. „Im Bebauungsplan (13.5 von 1994) war eine 
Zufahrt für das Anwesen Am Frohnhof 33 vorgesehen." (Vgl. Bebauungsplan-
Entwurf Seite 7) Wie diese Zufahrt - ein Privatweg- aussieht, dokumentiert der 
Bericht über die Artenschutzrechtliche Vorprüfung auf Seite 22. Das Anwesen 
war nicht Bestandteil des Bebauungsplans Nr.13.5 und die Grünflächen waren 
es ebenfalls nicht. Sie sind bis heute auch nicht erschlossen! Zur Innenentwick-
lung sollen aber sinnvollerweise nur nichtbebaute Flächen genutzt werden, die 
schon erschlossen sind! Deshalb kann im vorliegenden Fall auch nicht 
von einer Innenentwicklung nach § la Abs. 2 BauGB gesprochen, ge-
schrieben und gehandelt werden! 
3.Einerseits führt die Verwaltung sowohl in der Beschlussvorlage als auch in ih-
rem Antwortschreiben (Vgl. Bezug 2, Seite 2) auf unsere o.a. Stellungnahme 
zudem eine wichtige weitere Bedingung/Voraussetzung für eine Innenent-
wicklung an, aber andererseits hält sich weder die Verwaltung noch der 
o.a. Ausschuss offensichtlich daran: 
"Insofern ist auch bei dörflich geprägten Orten zu prüfen, ob innerörtlich unbe-
baute Bereiche, die nicht für andere Nutzungen wie z.B. Landwirtschaft 
oder öffentliche Einrichtungen benötigt werden, einer wohnbaulichen Nutzung 
im Sinne der Innenentwicklung und Nachverdichtung zugeführt werden kön-
nen." (Hervorhebung der Verfasser) 
4. Der Hinweis, dass keine der an der öffentlichen Anhörung beteiligten Behör-
den sich gegen die o.a. Auffassung der Verwaltung ausgesprochen habe, ist 
kein Beleg für die Richtigkeit der Position. Welche der beteiligten Behörden 
hätte denn von sich aus den Sachverhalt umfassend prüfen und zum Entwurf 
13.9 rechtlich fundiert sowie nachvollziehbar Stellung nehmen können ohne 
von der Verwaltung eine korrekte Darstellung der Inhalte der Bebauungspläne 
Nr.13.2 und 13.5 erhalten zu haben? Ohne detaillierte Kenntnis dieser Pläne, 
die zumindest in einem konkurrierenden Verhältnis zum Bebauungsplan-
Entwurf Nr. 13.9 stehen, bzw. den letzteren unserer Auffassung nach rechtlich 
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im Zweifelsfall ausschließen, konnten die beteiligten Behörden nur der Auffas-
sung der Verwaltung folgen. (Vgl. Liste der Verwaltung über Beteiligte Behör-
den) 
5. Die Verwaltung, das Planungsbüro Dittrich und der o.a. Ausschuss geben 
uns recht in unserer Bewertung, dass die Gefahr und Absicht besteht, dass 
Gebäude auf der landwirtschaftlich genutzten Grünfläche geplant werden sol-
len, die nicht dem dörflichen Charakter Sövens entsprechen. Über Aus-
nahmeregelungen werden Einzel- und Mehrfamilienhäuser genehmigungsfä-
hig, die ohne Nebengebäude, Garagen, Wintergärten u.ä. allein schon 15 m 
lang, bei Doppelhauscharakter sogar 20 m lang sein dürfen. Zur Orientierung 
wird ein Mehrfamilienhaus (Unter den Birken 7) aufgeführt, in dem fünf Par-
teien wohnen, das nicht dem Bebauungsplan Nr. 13.5 unterlag. Es ist Teil der 
Randbebauung der Außenbereichsinsel. Die Höhe der künftigen Häuser wird 
auf 11 m begrenzt. Das ist sogar deutlich höher als die Bebauung in Welder-
goven! (Vgl. Die Planungsrechtlichen Festsetzungen unter Punkt 1.1.6 des Be-
bauungsplans Nr. 05.5 , Stand 29.06.2017: Höhen zwischen 84 und 90 m über 
NHN) 
Zwar wird die jüngste Bebauung in Weldergoven jetzt nicht mehr ausdrücklich 
als Referenz genannt, die im Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 13.9 aufge-
führten Grenzwerte entsprechen jedoch sonst denen in Weldergoven sowie 
denen in den Stadtgebieten, die im neuen Flächennutzungsplan der Stadt 
Hennef dafür vorgesehen sind (Vgl. Seite 42). Söven gehört nach wie vor nicht 
zu diesem sogenannten Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB). Für Söven müs-
sen niedrigere/ geringere, eben dörfliche Maße für neue Häuser gelten, ähnlich 
wie z. B. im Bebauungsplan 13.5 vorgeschrieben, zumal der auch nach frühe-
rer Auffassung der Verwaltung Hennefs (Vgl. Zitat in unserer Stellungnahme 
vom 02.03.2018) schon eine stark verdichtete Nutzung zur Folge hatte. Die 
Verwaltung der Stadt hat sich bei ihrem Handeln an die Ziel- und Festsetzun-
gen des Flächennutzungsplans zu halten! So schreiben Sie es zumindest im 
Internetauftritt der Stadt Hennef. Das gilt in allen Bundesländern. Insofern hät-
ten die Beschlussvorlage V1201811582 vom 06.09.2018 auch andere Inhalte 
hinsichtlich der zulässigen Ausmaße der Bebauung enthalten müssen! Auf der 
Basis einer fragwürdigen Beschlussvorlage können sachlich richtige Beschlüs-
se kaum gefasst werden. 
6. Wir bitten Sie zum Wohle der Einwohner des Dorfes Söven und zum Erhalt 
des dörflichen Charakters des Ortes (Vgl. das Leitbild von Hennef, der Stadt 
mit den 100 Dörfern) um eine deutliche Veränderung der baulichen Vorga-
ben hinsichtlich der Dichte, der Breite, Länge und Höhe der vorgesehe-
nen Bebauung, am besten um Aufgabe des vom Planungsbüro Dittrich erar-
beiteten Entwurfs des Bebauungsplans Nr. 13.9. 
Zur Not muss der Sachverhalt in einem Normenkontrollverfahren geklärt 
werden. Es sei denn, ein Kompromissvorschlag der Verwaltung in Bezug 
auf das Ausmaß der für Sie potentiellen Bebauungsfläche sowie der ma-
ximal zulässigen Höhen, Längen und Breiten der Einfamilien- bzw. Dop-
pelhäuser könnte durch die von der Bebauung betroffenen Anwohner 
mitgetragen und akzeptiert werden. Jedenfalls behalten wir uns rechtliche 
Schritte vor. 
Die um Baugenehmigung vorstellig gewordene Familie sollte dahingehend un-
terstützt werden, dass sie im Zusammenhang mit dem Anwesen Am Frohnhof 
33 im Rahmen der Randbebauung ein Haus bauen kann, dann muss keine 
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neue Erschließung und keine neue Straße durch die antragstellende Familie fi-
nanziert werden. 

Abwägung:  
Die Inhalte des Schreibens werden zur Kenntnis genommen. 
Das Schreiben vom 02.03.2018 wurde bereits im Rahmen der Abwägung der 
Anregungen aus dem Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 1 BauGB unter B 1 
wie folgt behandelt: 
„Zunächst bleibt klarzustellen, dass das vorliegende Bebauungsplanverfahren 
bewusst nicht auf eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 
BauGB verzichtet hat, um im ersten Schritt ein Nutzungs- und Erschließungs-
konzept zur Diskussion zu stellen, dass eine optimale Ausnutzung der nicht 
bebauter innerörtlicher Flächen darstellt. Bei einem Verfahren nach § 13a Abs. 
1 Nr. 1 BauGB besteht dazu keine Verpflichtung. Zudem wurden bewusst noch 
keine verbindlichen Festsetzungen formuliert, sondern lediglich in einer Erläu-
terung zur Planung ausgeführt, welche Festsetzungen in Betracht kommen 
können. Die Anregungen von Bürgern, die sich an dem Verfahren beteiligen, 
sollen somit dazu dienen, als Planungsbelange für die weitere Planung berück-
sichtigt zu werden. 
Den vorgetragenen Anregungen folgend wird so in der Fassung zur Offenlage 
das Flurstück 442 aus der Planung ausgenommen und auch die Erschließung 
so konzipiert, dass das genannte Flurstück von der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes völlig unberührt bleibt. 
Der Bundesgesetzgeber hat mit § la Abs. 2 BauGB das Gebot geschaffen, die 
Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde durch Nachverdichtung und an-
dere Maßnahmen der Innenentwicklung zu nutzen. Dieses Gebot beschränkt 
sich nicht auf städtische Bereiche sondern gilt für alle bebauten Ortslagen. In-
sofern ist auch bei dörflich geprägten Orten zu prüfen, ob innerörtlich unbebau-
te Bereiche, die nicht für andere Nutzungen wie z.B. Landwirtschaft oder öffent-
liche Einrichtungen benötigt werden, einer wohnbaulichen Nutzung im Sinne 
der Innenentwicklung und Nachverdichtung zugeführt werden können. Wenn 
diese Voraussetzungen erfüllt sind und es zudem Interesse betroffener Grund-
stückseigentümer ist, ihre Grundstücke bebauen zu dürfen, lässt es sich nicht 
vermeiden, dass sich bei Dörfern wie Söven der bisherige dörfliche Charakter 
aus vergangenen Jahrzehnten verändert. Dazu hat jedoch auch bislang schon 
eine Vielzahl neuer Wohnhäuser in den jeweiligen Orten beigetragen, die sich 
in ihrer Nutzung und ihrem Erscheinungsbild von einem typischen traditionellen 
Haus in einem landwirtschaftlich geprägten Dorf unterscheiden. Hinzu kommt, 
dass sich die ehemals prägende Wirkung der Landwirtschaft in den Dörfern 
kontinuierlich verändert und verringert hat. Viele Dörfer sind bereits vorwiegend 
Wohnstandort. Das gilt auch für weite Teile von Söven. 
Dass eine zunehmende Bebauung im ländlichen Raum, wo individueller Kfz-
Verkehr den größten Anteil der Mobilität ausmacht, auch zu mehr Verkehr 
führt, lässt sich ebenfalls nicht ausschließen. Der durch die neue Bebauung 
entstehende Verkehr wird jedoch die Lebensqualität der Bewohner nicht in un-
angemessenem Maß beeinträchtigen, zumal auch die bereits in Söven ansäs-
sigen Bewohner selbst zu dem Verkehrsaufkommen beitragen. 
Der Verwaltung sind keine besonderen Probleme mit dem Baugrund bekannt, 
die einer baulichen Nutzung des Plangebietes entgegenstehen. Die umliegend 
vorhandene Bebauung zeigt, dass ggf. spezielle Anforderungen an die Bau- 
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werksgründung und Grundstücksentwässerung im Rahmen der Erschließungs-
und Projektplanung regelbar sind. Nachteilige Auswirkungen auf Dritte sind 
somit nicht zu erwarten. 
Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind in der Fassung zur 
Offenlage so gewählt, dass sie eine zweigeschossige Bebauung im Sinne des 
§ la Abs. 2 BauGB (sparsamer Umgang mit Grund und Boden) zulassen, die-
se Bebauung jedoch geländeangepasst erfolgen muss. Trauf- und Fristhöhe 
sind jeweils auf das natürliche Gelände bezogen. Damit werden Beeinträchti-
gungen der Wohnqualität der Umgebungsbebauung minimiert. Dass sich durch 
eine neue Bebauung bisher mögliche Ausblicke verändern und ggf verloren 
gehen, lässt sich nicht vermeiden. Es besteht kein Recht darauf, dass die Um-
gebung eines Grundstücks dauerhaft völlig unverändert bleiben muss und dort 
nicht gebaut werden darf. Ansonsten wäre jegliche bauliche Entwicklung so-
wohl im Innen- als auch Außenbereich unmöglich. 
Die Ausnahmeregelung, dass in einem Einzelhaus auch 3 Wohnungen zulässig 
sein können, soll ermöglichen, in einem Haus drei getrennte Wohnungen für 
mehrere Generationen einer Familie errichten zu dürfen. Voraussetzung ist je-
doch, dass auf dem jeweiligen Grundstück mit entsprechender Größe (mindes-
tens 600 qm) ausreichend Pkw-Stellplätze errichtet werden können, die den im 
Bebauungsplan dafür festgesetzten Anforderungen an die Breite von Stellplatz-
und Zufahrtsflächen sowie die Vorgartengestaltung gerecht werden. 
Die Vorgaben zur Grundstücksbegrünung und Dachgestaltung haben sich aus 
Sicht der Verwaltung durchaus in vergleichbaren Bebauungsplänen in den letz-
ten Jahren bewährt und sollten daher auch für die neuen Bauflächen in Söven 
gelten, um dort eine harmonisches Erscheinungsbild der neuen Bebauung zu 
gewährleisten." 
Diese Abwägungsentscheidung gilt auch weiterhin. 
zu 1 
Seitens des betroffenen Landwirts wurden keine Bedenken vorgetragen, die 
der Planung entgehen stehen. Der Angebotsbebauungsplan stellt ihm frei, sei-
ne Flächen weiterhin landwirtschaftlich zu nutzen oder einer baulichen Nutzung 
zuzuführen. 
zu 2 
Die Zufahrtssituation wird durch den vorliegenden Bebauungsplan neu gere-
gelt. Die davon betroffenen Flächen befinden sich im Eigentum der Bauwilligen, 
für die der Bebauungsplan vorrangig aufgestellt wird. Grundstücke Dritter wer-
den für die Erschließung nicht benötigt. Innenentwicklung bedeutet nicht, aus-
schließlich bereits erschlossene Innenbereichsflächen einer baulichen Nutzung 
zuzuführen. Das ist auch so im Baugesetzbuch nicht vorgesehen. Bei Verfah-
ren nach § 13 a BauGB gilt es, jegliche Innenbereichs- und Nachverdichtungs-
potenziale zu nutzen. Dafür kann, wie im vorliegenden Fall, auch eine zusätzli-
che Erschließung zweckmäßig und geboten sein, insbesondere wenn sich nur 
so die gebotene effektive Nutzung von Innenbereichsflächen umsetzen lässt. § 
13a BauGB schließt zusätzliche Erschließungsmaßnahme nicht aus. 
zu 3 
Der Bebauungsplan schafft als Angebotsbebauungsplan zunächst nur Bau-
recht für eine zulässige Bebauung und Erschließung, die erst dann realisiert 
werden, wenn die betroffenen Flächen nicht mehr für andere Nutzungen, wie 
z.B. für die Landwirtschaft benötigt werden. (vgl. zu 1) 
zu 4 
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Die getroffenen Aussagen zur Bewertungen der Planung durch die Fachbehör-
den werden als persönliche Einschätzung des Verfassers des Schreibens nicht 
kommentiert. 
zu 5 und 6 
Die getroffenen Aussagen werden als persönliche Einschätzung des Verfas-
sers des Schreibens nicht kommentiert. 
Grundsätzlich bleibt zunächst festzuhalten, dass der Bundesgesetzgeber mit § 
2a BauGB den planenden Kommunen das Gebot der Innenentwicklung und 
Nachverdichtung auferlegt hat, mit dem Ziel, Innenentwicklungspotenziale ef-
fektiv zu nutzen und damit einen weiteren Landschaftsverbrauch für eine stetig 
steigende Nachfrage an Wohnraum zu vermeiden. Der Stadtteil Söven bietet 
solche Innenentwicklungspotenziale. Für die Stadt als Träger der Planungsho-
heit ist es daher geboten, die künftige Entwicklung und Nutzung dieser Poten-
ziale bauleitplanerisch zu steuern, da die verfügbaren Flächen ohne zusätzli-
che Erschließung im Sinne der Innenentwicklung und Nachverdichtung nicht 
hinreichend effektiv bebaut werden können. Das Gebot der Innenentwicklung 
und Nachverdichtung beinhaltet auch, dass die bisherige und im Umfeld vor-
handene Bebauung nicht der ausschließliche Maßstab dafür sein kann, was 
künftig zulässig sein soll. Dem Gebot der Innenentwicklung und Nachverdich-
tung sowie des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden folgend, ergibt sich 
in der Konsequenz, dass Wohnraum möglichst auf mehreren Ebenen überei-
nander genutzt werden sollte, um auf gleicher Grundfläche mehr Wohnfläche 
schaffen zu können. Diesem Aspekt wird die vorhandene Bebauung, insbeson-
dere bei nur einem Vollgeschoss, in den dörflichen Lagen häufig nicht gerecht. 
Eine solche Bebauung kann jedoch kein Grund sein, auch künftig eine effektive 
Nutzung von Bauflächen im Innenbereich auszuschließen. Insofern sind die ge-
troffenen Festsetzungen, insbesondere zu Trauf- und Firsthöhen, ein Kompro-
miss aus der Wahrung dörflicher Strukturen und heutigen Anforderungen des 
Baugesetzgebers, effektiver mit Bauland umzugehen. Das dies nicht immer auf 
das Verständnis der umliegenden Anwohner trifft, ist durchaus verständlich, 
lässt sich aber nicht vermeiden. Die vorhandene Bebauung schöpft in der Re-
gel meist längst nicht den Rahmen der Nutzungsmöglichkeiten aus, den beste-
hende Bebauungspläne oder § 34 BauGB zulassen würden. Insofern gilt es zu 
beachten, dass die bauliche Nutzung umliegender Grundstücke durchaus auch 
ein großes Innenentwicklungs- und Nachverdichtungspotenzial bieten könnte, 
das seitens der Eigentümer jedoch nicht ausgeschöpft wird. Wie weit die künf-
tigen Bewohner des Plangebietes den zulässigen Nutzungsrahmen tatsächlich 
ausschöpfen, lässt der Bebauungsplan im Sinne eines „Angebotsbebauungs-
planes" offen. 
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass aus Sicht der Stadt Hennef als 
Träger der Planungshoheit die vorliegende Planung ein angemessener Kom-
promiss aus den Belangen der umliegenden Anwohner und den heutigen An-
forderungen an eine effektive Nutzung von Bauland im Sinne der vom Bundes-
gesetzgeber gebotenen Innenentwicklung und Nachverdichtung sowie des 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden ist. 
Es bleibt der Verfasser des Schreibens selbstverständlich freigestellt, seine 
persönlichen Belange durchsetzen zu wollen, gegen die vorliegende Planung 
zulässige Rechtmittel auszuschöpfen und damit zu versuchen, entgegen dem 
Wunsch der Eigentümer der betroffenen Grundstücke eine bauliche Nutzung 
des Plangebietes im Sinne der Innenentwicklung und Nachverdichtung zu ver- 
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hindern. Da das Schreiben nur die beiden Unterschriften der Verfasser trägt, 
lassen sich die vorgetragenen Anregungen nicht pauschal auf „die von der Be-
bauung betroffenen Anwohner" übertragen. 

Seitens der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden im 
Rahmen der Beteiligung nach § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) folgende 
Anregungen vorgetragen. 

zu T1, Rhein-Sieg-Kreis 
mit Schreiben vom 17.01.2019 
Stellungnahme:  
Zum oben genannten Plan wird wie folgt Stellung genommen: 
Es wird darauf hingewiesen, dass vor einer Rodung der Gehölze mit Sonder-
strukturen (Baumhöhlen, Spalten usw. als Nist- und Quartiermöglichkeit) in fol-
genden Jahren diese hinsichtlich einer möglichen Besiedelung mit Vogel- oder 
Fledermausarten untersucht werden sollten (s. zusammenfassende Bewertung 
der Artenschutzprüfung), da eine zukünftige Besiedelung nicht ausgeschlossen 
ist. 
Abwägung:  
Die Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. 
Da es sich bei dem vorliegenden Bebauungsplan um einen Angebotsbebau-
ungsplan handelt, der weder vorgibt, wann die zugelassene Nutzung/Bebauung 
realisiert wird, noch wann vorhandene Bäume gerodet werden und damit als 
Lebensraum für Vögel oder Fledermäuse verloren gehen, wird der vorgetrage-
ne Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. Ungeachtet dessen sind die 
allgemein nach Bundes-Naturschutzgesetz geltenden Zeiten für das Fällen und 
Roden von Gehölzen zu beachten, die in der Regel dafür sorgen, dass keine 
aktuell genutzten Fortpflanzungsstätten betroffen sind. 

zu T2, Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 
mit Schreiben vom 08.01.2019 
Stellungnahme:  
Gegen den Bebauungsplan Nr. 13.9 der Stadt Hennef bestehen seitens der 
Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 
keine grundsätzlichen Bedenken. 
Allerdings bitten wir vorsorglich um Berücksichtigung, dass nordöstlich vom 
Plangebiet die Betriebsstätte eines landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebs mit 
Rindviehhaltung existiert und dieser Betrieb Bestandsschutz genießt. 
Wir gehen davon aus, dass aufgrund der o.g. Planung keine weiteren landwirt-
schaftlichen Nutzflächen für Kompensations- und Ausgleichsmaßnahmen in 
Anspruch genommen werden. Ansonsten behalten wir uns eine erneute Stel-
lungnahme vor. 
Abwägung:  
Die Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. 
Die in unmittelbarer Nähe zum Stall zulässige Bebauung, die ggf. näher an den 
Stall heranrücken kann, als schon vorhandene Wohnhäuser, und damit möglich 
Konflikte zur Rindviehhaltung hervorrufen könnte, würde auf einem Grundstück 
erfolgen, dass sich im Eigentum des betroffenen Landwirtes befindet. Es liegt 
damit in seiner Hand, solange auf eine wohnbauliche Nutzung mit entspre- 
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chendem Konfliktpotenzial zu verzichten, wie er die Rindviehhaltung betreibt 
oder ggf. die Rindviehhaltung an die Qualitätsanforderungen einer unmittelbar 
angrenzenden Wohnbebauung bezüglich Lärm und Geruch anzupassen. 
Kompensations- und Ausgleichsmaßnahmen sind bei einem Verfahren nach § 
13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB nicht erforderlich und in der vorliegenden Planung 
auch nicht vorgesehen. 

Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellung-
nahmen keine Bedenken, Anregungen oder Hinweise vorgetragen: 

- Amprion GmbH, mit Schreiben vom 13.12.2018 
- Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen, mit Schreiben vom 
09.01.2019 
- PLEdoc, mit Schreiben vom 11.12.2018 
- Rhein-Sieg Netz GmbH, mit Schreiben vom 18.12.2018 
- Wahnbachtalsperrenverband, mit Schreiben vom 17.12.2018 
- Unitymedia NRW GmbH, mit Schreiben vom 02.01.2019 

2. Dem vorgestellten Rechtsplan des Bebauungsplanes Nr. 13.9 Hennef 
(Sieg) — Söven 
„Am Frohnhof - Unter Birken" wird zugestimmt. 

3. Gemäß § 13a i.V.m. § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) und § 7 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein- Westfalen (GO NW) in der Fas-
sung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S.666/SGV.NW 2023), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 18.12.2018 (GV NRW S. 759), wird der 
Bebauungsplan Nr. 13.9 Hennef (Sieg) —Söven, Am Frohnhof / Unter 
Birken mit seinen textlichen Festsetzungen als Satzung und die Be-
gründung einschließlich ihrer Anlagen hierzu beschlossen. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Bebauungsplan Nr. 13.10 Hennef (Sieg) Söven, Oberpleiser 
Straße 
1. Beratung und Beschluss über die eingegangenen Stellung- 

2.2 nahmen im Rahmen der frühzeiti-gen Beteiligungen gem. §§ 255 
13a i.V.m. 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB und der öffentlichen 
Auslegung gern. §§ 13a i.V.m. 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB 
2. Satzungsbeschluss  

Herr Precker (SPD) erklärte, dass die SPD-Fraktion sich der Abstimmung enthal-
ten werde, da im zuständigen Fachausschuss am 27. März 2019 ein Antrag der 
SPD-Fraktion hinsichtlich einer Ortsbesichtigung abgelehnt wurde. 

Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) beschloss einstimmig auf Empfehlung des 
Ausschusses für Dorfgestaltung und Denkmalschutz, bei 12 Enthaltungen 
der SPD-Fraktion: 

24 
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1. Der Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung gem. § 13a i.V.m. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB und der öffentlichen Auslegung gem. § 13a i.V.m. § 3 Abs. 2 
und § 4 Abs. 2 BauGB wird wie folgt zugestimmt: 

1.2 Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der früh-
zeitigen Beteiligung gem. § 13a i.V.m. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1  
BauGB  

Die Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen 
der frühzeitigen Beteiligung gem. § 13a i.V.m. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 
1 BauGB wird wie folgt beibehalten, da sich im weiteren Verlauf des 
Verfahrens keine Änderungen in den abwägungsrelevanten 
Sachverhalten ergeben haben: 

zu T1, Bezirksregierung Düsseldorf 
mit Schreiben vom 10.07.2017 

Stellungnahme:  
Luftbilder aus den Jahren 1939 - 1945 und andere historische Unterlagen lie-
fern Hinweise auf vermehrte Bodenkampfhandlungen. Eine Überprüfung der zu 
überbauenden Fläche auf Kampfmittel im ausgewiesenen Bereich der beige-
fügten Karte wird empfohlen. Die Beauftragung der Überprüfung erfolgt über 
das Formular Antrag auf Kampfmitteluntersuchung auf der Internetseite der 
Bezirksregierung. 
Sofern es nach 1945 Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf das Ge-
ländeniveau von 1945 abzuschieben. Zur Festlegung des abzuschiebenden 
Bereichs und der weiteren Vorgehensweise wird um Terminabsprache für ei-
nen Ortstermin gebeten. Verwenden Sie dazu ebenfalls das Formular Antrag 
auf Kampfmitteluntersuchung. Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechani-
schen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. 
empfehle ich zusätzlich eine Sicherheitsdetektion. Beachten Sie in diesem Fall 
auf unserer Internetseite das Merkblatt für Baugrundeingriffe. Weitere Informa-
tionen finden Sie auf der Internetseite. 

Abwägung:  
Die Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. Die vorgetra- 
genen Hinweise werden in die Bebauungsplanunterlagen aufgenommen. 

zu T2, Landesbetrieb Straßen NRW 
mit Schreiben vom 11.07.2018 

Stellungnahme:  
Das o. g. Plangebiet grenzt im Norden an den Abschnitt 8 der Landesstraße L 
331, Ortsdurchfahrt. Somit sind wesentliche Belange der Straßenbauverwal-
tung betroffen. Bedenken gegen die Ausweisungen der Bauleitplanung beste-
hen allerdings keine. 
Auf die Notwendigkeit, die Lärmvorsorge in Stadtregie zu berücksichtigen, wei-
se ich insbesondere hin, da die Lärmemissionen durch den Straßenverkehr auf 
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der vorhandenen Landesstraße bekannt sind. 
Sollten später aufgrund der ertüchtigten Anbindung (heute Wirtschaftswegezu-
fahrt) an die L 331 bauliche Veränderungen notwendig werden, so gehen die 
Kosten hierfür alleine zulasten der Stadt Hennef. An den Straßenbaulastträger 
können auch später keine finanziellen Forderungen gerichtet werden, weder 
hinsichtlich einer späteren Lärmberücksichtigung noch evtl. Umbauten (Geh-
wege, Querungshilfen etc.). Die Planungen für Umbauten im Bereich der Zu-
fahrt (Wirtschaftsweg zur Wohnbebauung) des vorhandenen Gehweges legen 
Sie mir bitte frühzeitig zur Prüfung und Zustimmung vor. 
Das Niederschlagswasser der Anbindung des Wohngebietes darf nicht auf die 
Landesstraße geleitet werden. 

Abwägung:  
Die Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. 

Zur Frage der Auswirkungen von Verkehrslärm auf das Plangebiet wurde ein 
Schalltechnisches Prognosegutachten in Auftrag gegeben. Das Prognosegut-
achten von Graner + Partner Ingenieure vom 11.10.2018 kommt zusammen-
fassend zu dem Ergebnis, dass die höchsten Geräuscheinwirkungen innerhalb 
des Plangebietes im Nahbereich der Oberpleiser-/Rotter Straße zu verzeichnen 
sind. Hier ergeben sich Beurteilungspegel während des Tageszeitraumes von 
Lr 5 65 dB(A) und Lr 5 56 dB(A) während des Nachtzeitraumes. Mit größer 
werdendem Abstand zu den Verkehrsachsen reduzieren sich die Ge-
räuscheinwirkungen in südlicher Richtung deutlich. Demnach sind für die ge-
planten Wohngebäude in zweiter Bebauungsreihe tagsüber Beurteilungspegel 
von Lr 5 54 dB(A) und Lr 5 45 dB(A) nachts zu erwarten. Die gemäß DIN 18005 
für allgemeine Wohngebiete anzusetzenden Orientierungswerte (55/45 dB(A) 
für Verkehrslärm) werden somit im überwiegenden südlichen Teil des Plange-
bietes tagsüber und nachts unterschritten, also eingehalten. Im Bereich der 
beiden geplanten Wohnhäuser im Nahbereich der Oberpleiser-/Rotter Straße 
werden insbesondere an den nördlichen Gebäudefassaden Überschreitungen 
der Orientierungswerte von tags 5 10 dB und nachts 5. 11 dB prognostiziert. An 
den rückwärtigen Bereichen dieser beiden Wohnhäuser werden die Orientie-
rungswerte größtenteils jedoch eingehalten. 
Da für Wohnhäuser unmittelbar an der Oberpleiser Straße Überschreitungen 
der Orientierungswerte nach DIN 18005 ermittelt wurden, sind dort entspre-
chende Vorkehrungen und Maßnahmen zum Schutz von Verkehrslärm vorzu-
sehen. Wohnhäuser im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind von den 
Überschreitungen der Orientierungswerte nach DIN 18005 nicht betroffen. Das 
Schalltechnisches Prognosegutachten von Graner + Partner Ingenieure, Lich-
tenweg 15-17, 51465 Bergisch Gladbach vom 11.10.2018 ist als Anlage dem 
Bebauungsplan beigefügt. 
Für den Ausbau der erforderlichen Erschließungsstraße wird im Anschluss an 
das Bauleitplanverfahren eine gesonderte Fachplanung erstellt, bei der selbst-
verständlich alle Belange bezüglich der Anbindung an die Landesstraße ein-
vernehmlich mit dem Landesbetrieb Straßen NRW abzustimmen sind. Die Er-
schließungsstraße soll als private Erschließungsmaßnahme nach den Vorga-
ben der Stadt Hennef geplant und errichtet werden. Nach erfolgtem Ausbau 
werden die öffentlichen Verkehrsflächen ins Eigentum der Stadt Hennef über-
nommen. Es wird dazu ein Erschließungsvertrag zwischen der Stadt Hennef 
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und dem Grundstückseigentümer abgeschlossen, in dem alle Belange der Er-
schließung geregelt werden. Der Erschließungsvertrag ist Voraussetzung für 
die Bekanntmachung und Rechtwirksamkeit des Bebauungsplanes. In diesem 
Vertrage werden auch die angesprochenen Belange des Landesbetriebes 
Straßen NRW bezüglich Fußwegeanpassungen und Entwässerung geregelt. 

zu T3, LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
mit Schreiben vom 10.07.2018 

Stellungnahme:  
Auf Basis der derzeit für das Plangebiet verfügbaren Unterlagen sind keine 
Konflikte zwischen der Planung und den öffentlichen Interessen des Boden-
denkmalschutzes zu erkennen. Zu beachten ist dabei jedoch, dass Untersu-
chungen zum Ist-Bestand an Bodendenkmälern in dieser Fläche nicht durchge-
führt wurden. Von daher ist diesbezüglich nur eine Prognose möglich. Ich ver-
weise daher auf die Bestimmungen der §§ 15, 16 DSchG NRW (Meldepflicht-
und Veränderungsverbot bei der Entdeckung von Bodendenkmälern) und bitte 
Sie, folgenden Hinweis in die Planungsunterlagen aufzunehmen: 
Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind 
der Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Boden-
denkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Overath, Gut Eichthal, 51491 
Overath, Tel.: 02206/9030-0, Fax: 02206/9030-22, unverzüglich zu melden. 
Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die 
Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbei-
ten ist abzuwarten. 

Abwägung:  
Die Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. Die vorgetra- 
genen Hinweise werden in die Bebauungsplanunterlagen aufgenommen. 

zu T4, Rhein-Sieg-Kreis 
mit Schreiben vom 25.07.2018 

Stellungnahme:  
zu dem oben genannten Verfahren wird wie folgt Stellung genommen: 

Abfallwirtschaft 
Der Einbau von Recyclingbaustoffen ist nur nach vorhergehender Wasserrecht-
licher Erlaubnis zulässig. Im Rahmen der Baureifmachung der Grundstücke an-
fallendes bauschutthaltiges oder organoleptisch auffälliges Bodenmaterial (z. 
B. aus Bodenauffüllungen) ist ordnungsgemäß zu entsorgen. Die Entsor-
gungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr dem Rhein-
Sieg-Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz - Sachgebiet „Gewerbliche Ab-
fallwirtschaft" - anzuzeigen. Dazu ist die Entsorgungsanlage anzugeben oder 
die Wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustelle vorzulegen. 

Schmutz-/Niederschlagswasserbeseitipng 
Aussagen zur Entwässerung wurden bisher nicht vorgelegt, daher wird auf Fol- 
gendes hingewiesen: 
Gemäß § 55 Wasserhaushaltsgesetz in Verbindung mit § 44 Landeswasserge- 
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setz soll anfallendes Niederschlagswasser auf erstmals zu bebauenden 
Grundstücken ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisa-
tion ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet wer-
den, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche 
Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Der Nach-
weis der Gemeinwohlverträglichkeit ist vom Erschließungsträger zu führen und 
im weiteren Bauleitplanverfahren vorzulegen, bzw. im Vorfeld mit dem Rhein-
Sieg-Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz abzustimmen. 

Erneuerbare Energien  
Es wird angeregt, bei der Aufstellung des Bebauungsplans auch die Energieef-
fizienz möglicher Baumaßnahmen zu berücksichtigen und den Einsatz erneu-
erbarer Energien zur dezentralen Erzeugung von Wärme und Strom im Bauge-
biet zu prüfen. 

Abwägung:  
Die Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. 

zu Abfallwirtschaft 
Die vorgetragenen Hinweise werden in die Bebauungsplanunterlagen aufge-
nommen. 

zu Schmutz-/Niederschlagswasserbeseitigmg 
Nach Auskunft der Stadtbetriebe Hennef AöR, Fachbereich Abwasser, kann 
das Plangebiet an den Mischwasserkanal (DN 1000) in der Oberpleiser Straße 
angeschlossen werden, da die Fläche bereits in der Netzhydraulik berücksich-
tigt ist. Die ordnungsgemäße Ableitung von Schmutz- und Niederschlagswas-
ser kann somit durch Anschluss des Plangebietes an das bestehende Kanal-
netz gewährleistet werden. Da auf Grund der sehr beengten Erschließungssi-
tuation nur kleine Grundstücke zu erwarten sind, wird eine Versickerung von 
Niederschlagswasser unter Beachtung einzuhaltender Abstände zu Kellerge-
schossen und Nachbargrenzen auf den Grundstücken nur in Einzelfällen mög-
lich sein. 

zu Erneuerbare Energien  
Die Energieeffizienz der Baumaßnahmen ist im Rahmen der Projektplanung zu 
beachten. Die Möglichkeit, Dachflächen für die Nutzung von Sonnenenergie zu 
verwenden, lässt der Bebauungsplan zu und wird durch eine freigestellte Aus-
sichtung der Gebäude erleichtert. 

Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellung-
nahmen keine Bedenken, Anregungen oder Hinweise vorgetragen: 

- Amprion GmbH, mit Schreiben vom 28.06.2018 
- Bezirksregierung Arnsberg, mit Schreiben vom 06.07.2018 
- Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen, mit Schreiben vom 
24.07.2018 
- Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, mit Schreiben vom 28.06.2018 
- PLEdoc, mit Schreiben vom 04.07.2018 
- Rhein-Sieg Netz GmbH, mit Schreiben vom 02.07.2018 
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- RSAG AöR, mit Schreiben vom 27.06.2018 
- Unitymedia NRW GmbH, mit Schreiben vom 28.06.2018 
- Untere Denkmalbehörde, mit Schreiben vom 28.06.2018 
- Wahnbachtalsperrenverband, mit Schreiben vom 10.07.2018 

1.2 Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der Öf-
fentlichen Auslegung gern. § 13a i.V.m. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 
BauGB  

zu B1 
mit Schreiben vom 09.01.2019 
Anregungen:  
Das als Anlage beigefügte Schreiben enthält neben allgemeinen Ausführungen 
und persönlichen Bewertungen der Planung zusammengefasst folgende pla- 
nungsrelevanten Anregungen: 

• Die künftig bauliche Nutzung soll sich nach § 34 BauGB richten. 
• Es soll ein Reines Wohngebiet (WR) festgesetzt werde. 
• Es sollen nur Einzelhäuser und keine Doppelhäuser zugelassen wer-

den. 
• Es sollen nur zwei Wohnungen je Gebäude zugelassen werden. 
• Es soll nur eine eingeschossige Bauweise mit maximal 7,50 m Höhe 

zugelassen werden. 
• Die Baufenster sollen die Belichtung/Beschattung der Nachbargrund-

stücke berücksichtigen. 

Der Wortlaut des Schreibens ist der Anlage zu entnehmen. 

Abwägung:  
Die Inhalte des Schreibens werden zur Kenntnis genommen. 
Grundsätzlich bleibt zunächst festzuhalten, dass der Bundesgesetzgeber mit § 
2a BauGB den planenden Kommunen das Gebot der Innenentwicklung und 
Nachverdichtung auferlegt hat, mit dem Ziel, Innenentwicklungspotenziale ef-
fektiv zu nutzen und damit einen weiteren Landschaftsverbrauch für eine stetig 
steigende Nachfrage an Wohnraum zu vermeiden. Der Ortsteil Söven bietet 
solche Innenentwicklungspotenziale. Für die Stadt als Träger der Planungsho-
heit ist es daher geboten, die künftige Entwicklung und Nutzung dieser Poten-
ziale bauleitplanerisch zu steuern, da die verfügbaren Flächen ohne zusätzli-
che Erschließung im Sinne der Innenentwicklung und Nachverdichtung nicht 
hinreichend effektiv bebaut werden können. Das Gebot der Innenentwicklung 
und Nachverdichtung beinhaltet auch, dass die bisherige und im Umfeld vor-
handene Bebauung nicht der ausschließliche Maßstab dafür sein kann, was 
künftig zulässig sein soll. Mit der Ausweisung als Allgemeines Wohngebiet ori-
entiert sich der Bebauungsplan an dem in einer dörflichen Lage üblichen Nut-
zungs- und Bewertungsrahmen und schließt lediglich die Nutzungen des § 4 
BauNVO aus, die auf Grund der Erschließungssituation im Plangebiet nicht ge-
boten sind. Die zulässige Grundfläche bleibt mit 0,4 in dem Rahmen, der auch 
nach § 34 BauGB für die Umgebungsbebauung gilt. Insofern kann nur eine in 
gleicher Weise verdichtete Bebauung entstehen, wie dies auch im Umfeld mög- 
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lich ist. Dem Gebot der Innenentwicklung und Nachverdichtung sowie des 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden folgend, ergibt sich in der Konse-
quenz, dass Wohnraum möglichst auf mehreren Ebenen übereinander genutzt 
werden sollte, um auf gleicher Grundfläche mehr Wohnfläche schaffen zu kön-
nen. Diesem Aspekt wird die vorhandene Bebauung, insbesondere bei nur ei-
nem Vollgeschoss, in den dörflichen Lagen häufig nicht gerecht. Eine solche 
Bebauung kann jedoch kein Grund sein, auch künftig eine effektive Nutzung 
von Bauflächen im Innenbereich auszuschließen. Insofern sind die getroffenen 
Festsetzungen, insbesondere zu Trauf- und Firsthöhen sowie zulässige Zahl 
der Wohnungen, ein Kompromiss aus der Wahrung dörflicher Strukturen und 
heutigen Anforderungen des Baugesetzgebers, effektiver mit Bauland umzu-
gehen. Das dies nicht immer auf das Verständnis der umliegenden Anwohner 
trifft, ist durchaus nachvollziehbar, lässt sich aber nicht vermeiden. Die vorhan-
dene Bebauung schöpft in der Regel meist längst nicht den Rahmen der Nut-
zungsmöglichkeiten aus, den § 34 BauGB zulassen würde. Insofern gilt es 
auch zu beachten, dass die bauliche Nutzung umliegender Grundstücke 
durchaus auch ein großes Innenentwicklungs- und Nachverdichtungspotenzial 
bieten könnte, das seitens der Eigentümer jedoch nicht ausgeschöpft wird. Wie 
weit die künftigen Bewohner des Plangebietes den zulässigen Nutzungsrah-
men tatsächlich ausschöpfen, lässt der Bebauungsplan im Sinne eines „Ange-
botsbebauungsplanes" ohne jegliche Bauverpflichtung ebenso offen, wie bei 
der Umgebungsbebauung mit dem Zulässigkeitsrahmen nach § 34 BauGB. 
Bezüglich potenzieller Verschattungen geben allgemeine bauordnungsrechtli-
che Vorschriften, insbesondere die Bauordnung NRW, einzuhaltende Grenzab-
stände vor, die u.a. auch Verschattungen begrenzen. In einer innerörtlichen 
Lage lassen sich gegenseitige Verschattungen jedoch nicht vermeiden. Auch 
die vorhandene Bebauung führt zu Verschattungen benachbarter Häuser und 
Grundstücke. 
Zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange liegt eine entspre-
chende gutachterliche Bewertung vor, die zu dem Ergebnis kommt, dass sol-
che Belange der Planung nicht entgegenstehen. Diese Bewertung wurde sei-
tens der Fachbehörden nicht bemängelt oder in Frage gestellt. 
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass aus Sicht der Stadt Hennef als 
Träger der Planungshoheit die vorliegende Planung ein angemessener Kom-
promiss aus den Belangen der umliegenden Anwohner und den heutigen An-
forderungen an eine effektive Nutzung von Bauland im Sinne der vom Bundes-
gesetzgeber gebotenen Innenentwicklung und Nachverdichtung sowie des 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden ist. 

zu B2 
mit Schreiben vom 10.01.2019 
Anregungen:  
Hiermit erheben wir gegen die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 13.10, 
Hennef-Söven, Oberpleiser Straße die nachfolgend genannten Einwendungen. 
Die Trauf- und Firsthöhen von 7 bzw. 10 Metern, welche eine bis zu 2 '/2 ge-
schossige Bebauung zulassen, stellen im Vergleich zur Bebauung der Nach-
bargrundstücke, die durch eine 1 1/ 2geschossige kleinteilige Bebauung ge-
prägt sind, einen starken Bruch dar, der städtebaulich die Prägung des Orts-
teils wesentlich verändert. Da es sich um einen unbebauten Innenbereich (wie 
damals bei uns) handelt, ist diese Ungleichbehandlung nicht nachvollziehbar 
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und soziale Spannungen sind zu erwarten. 
Gleichzeitig ergibt sich dadurch für uns eine deutlich schlechtere Wohnsituati-
on, denn gerade vormittags würde unser Haus komplett im Schatten liegen. Wir 
Eigentümer (Nachbarn) werden nun konfrontiert mit geplanten Dreifamilien-
häusern (Mehrgenerationenhäusern), was in der Praxis nicht dauerhaft zu re-
geln und zu kontrollieren ist, so dass Investitionsobjekte mit Mietwohnungen 
nicht zu verhindern sind. 
Da keine Geschäfte des täglichen Bedarfs in Söven vorhanden sind, resultiert 
hieraus die erhöhte Anforderung an die Mobilität mit in der Regel mindestens 
zwei Fahrzeugen je Familie, so dass mit erheblicher Verkehrsbelastung der 
Anwohner zu rechnen ist. Da die geplanten Stellplätze nicht ausreichen wer-
den, würden die Fahrzeuge in den Nachbarstraßen (z. B. Unter Birken) abge-
stellt werden, in der die Parksituation jetzt schon sehr angespannt ist. Dies 
würde auch dazu führen, dass Kreuzungen und Einfahrten schlechter einseh-
bar sind und somit eine erhöhte Unfallgefahr besteht. Auch die Feuerwehr und 
Rettungsdienste würden behindert. 
Des Weiteren ist nicht verständlich, warum an der nördlichen Grundstücks-
grenze des Bebauungsplanentwurfes keine Baugrenze von drei Metern einge-
halten werden soll. Dies erweckt den Eindruck, dass die angrenzende Freiflä-
che, welche nach § 34 BauGB bebaut werden darf, zusammengelegt wird. Hier 
wäre zu klären, nach welchen Vorgaben das Grundstück in diesem Fall bebaut 
werden soll. 
Oft sehen wir auf unserem Grundstück und der Planfläche Fledermäuse, die 
hier ihre „Heimat" haben und durch das Bauvorhaben vertrieben werden wür-
den. Ebenfalls wird die Weide von Zugvögeln regelmäßig als Rastplatz genutzt. 

Der Wortlaut des Schreibens ist der Anlage zu entnehmen. 

Abwägung:  
(vgl. Nr. B1) 
Die Inhalte des Schreibens werden zur Kenntnis genommen. 
Grundsätzlich bleibt zunächst festzuhalten, dass der Bundesgesetzgeber mit § 
2a BauGB den planenden Kommunen das Gebot der Innenentwicklung und 
Nachverdichtung auferlegt hat, mit dem Ziel, Innenentwicklungspotenziale ef-
fektiv zu nutzen und damit einen weiteren Landschaftsverbrauch für eine stetig 
steigende Nachfrage an Wohnraum zu vermeiden. Der Stadtteil Söven bietet 
solche Innenentwicklungspotenziale. Für die Stadt als Träger der Planungsho-
heit ist es daher geboten, die künftige Entwicklung und Nutzung dieser Poten-
ziale bauleitplanerisch zu steuern, da die verfügbaren Flächen ohne zusätzli-
che Erschließung im Sinne der Innenentwicklung und Nachverdichtung nicht 
hinreichend effektiv bebaut werden können. Das Gebot der Innenentwicklung 
und Nachverdichtung beinhaltet auch, dass die bisherige und im Umfeld vor-
handene Bebauung nicht der ausschließliche Maßstab dafür sein kann, was 
künftig zulässig sein soll. Dem Gebot der Innenentwicklung und Nachverdich-
tung sowie des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden folgend, ergibt sich 
in der Konsequenz, dass Wohnraum möglichst auf mehreren Ebenen überei-
nander genutzt werden sollte, um auf gleicher Grundfläche mehr Wohnfläche 
schaffen zu können. Diesem Aspekt wird die vorhandene Bebauung, insbeson-
dere bei nur einem Vollgeschoss, in den dörflichen Lagen häufig nicht gerecht. 
Eine solche Bebauung kann jedoch kein Grund sein, auch künftig eine effektive 
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Nutzung von Bauflächen im Innenbereich auszuschließen. Insofern sind die ge-
troffenen Festsetzungen, insbesondere zu Trauf- und Firsthöhen sowie zuläs-
sige Zahl der Wohnungen, ein Kompromiss aus der Wahrung dörflicher Struk-
turen und heutigen Anforderungen des Baugesetzgebers, effektiver mit Bau-
land umzugehen. Das dies nicht immer auf das Verständnis der umliegenden 
Anwohner trifft, ist durchaus nachvollziehbar, lässt sich aber nicht vermeiden. 
Die vorhandene Bebauung schöpft in der Regel meist längst nicht den Rahmen 
der Nutzungsmöglichkeiten aus, den § 34 BauGB zulassen würde. Insofern gilt 
es auch zu beachten, dass die bauliche Nutzung umliegender Grundstücke 
durchaus auch ein großes Innenentwicklungs- und Nachverdichtungspotenzial 
bieten könnte, das seitens der Eigentümer jedoch nicht ausgeschöpft wird. Wie 
weit die künftigen Bewohner des Plangebietes den zulässigen Nutzungsrah-
men tatsächlich ausschöpfen, lässt der Bebauungsplan im Sinne eines „Ange-
botsbebauungsplanes" ohne jegliche Bauverpflichtung ebenso offen, wie bei 
der Umgebungsbebauung mit dem Zulässigkeitsrahmen nach § 34 BauGB. 
Bezüglich potenzieller Verschattungen geben allgemeine bauordnungsrechtli-
che Vorschriften, insbesondere die Bauordnung NRW, einzuhaltende Grenzab-
stände vor, die u.a. auch Verschattungen begrenzen. In einer innerörtlichen 
Lage lassen sich gegenseitige Verschattungen jedoch nicht vermeiden. Auch 
die vorhandene Bebauung führt zu Verschattungen benachbarter Häuser und 
Grundstücke. 
Es lässt sich ebenfalls nicht vermeiden, dass mit der neuen Bebauung auch 
zusätzlicher Anliegerverkehr entsteht. Der Verkehr der neuen Baugrundstücke 
fließt jedoch direkt auf die Landesstraße, ohne umliegende Anliegerstraße zu 
belasten. Der Bebauungsplan regelt, dass auf den jeweiligen Baugrundstücken 
eine angemessene Zahl von Stellplätzen errichtet wird. Die getroffenen Fest-
setzungen im Bebauungsplan sollen gewährleisten, dass für die Nachbarschaft 
keine unzumutbare Parksituation entstehen. Die Festsetzung 1.2.3 besagt, 
dass Garagen mindestens 6m Abstand zur Straße einhalten müssen. Damit 
steht vor der Garage ein weiterer Stellplatz zur Verfügung. Außerdem ist in der 
Festsetzung 1.2.4 geregelt, dass zusätzliche Stellplätze im Vorgarten zulässig 
sind. PKWs können somit auf dem eigenen Grundstück untergebracht werden. 
Außerdem ist die öffentliche Verkehrsfläche mit 6m Breite so bemessen, dass 
überall entlang der Straße mit Ausnahme vor den Einfahrten geparkt werden 
kann. Damit steht im Plangebiet ausreichend Platz im Straßenseitenbereich für 
Besucherparken zur Verfügung. Die Gefahr, dass darüber hinaus in der weite-
ren Nachbarschaft geparkt wird, besteht nicht. Wie an umliegenden Straßen 
geparkt wird, kann der Bebauungsplan nicht regeln. 
Das Grundstück, das an der Oberpleiser Straße unbebaut ist, kann weiterhin 
nach § 34 BauGB bebaut werden. Es stehen insgesamt noch keine Grund-
stücksgrenzen fest, auch der Bebauungsplan gibt noch keine vor. Das Baufeld 
wurde daher so gewählt, dass Gebäude - abweichend vom städtebaulichen 
Konzept - über den Geltungsbereich des Bebauungsplanes bei entsprechen-
dem Grundstückszuschnitt in die §34 BauGB Fläche hineinragen können. Es 
ist durchaus zulässig, dass ein Gebäude über die Grenzen des Bebauungspla-
nes hinaus oder in den Bebauungsplan hineinragen kann. Dem steht städte-
planerisch grundsätzlich nichts entgegen, gerade vor dem Hintergrund der rela-
tiv großen Fläche mit entsprechend großer Bautiefe an der Rotter Straße. Bau-
ordnungsrechtlich sind jedoch für alle Gebäude, sowohl im Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes als auch außerhalb, Grenzabstände vorgeschrieben. 
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Dieser bauordnungsrechtlich zwingend vorgeschriebene Grenzabstand ist un-
abhängig von dem im Bebauungsplan festgesetzten Baufeld stets einzuhalten. 
Zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange liegt eine entspre-
chende gutachterliche Bewertung vor, die zu dem Ergebnis kommt, dass sol-
che Belange der Planung nicht entgegenstehen. Diese Bewertung wurde sei-
tens der Fachbehörden nicht bemängelt oder in Frage gestellt. 
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass aus Sicht der Stadt Hennef als 
Träger der Planungshoheit die vorliegende Planung ein angemessener Kom-
promiss aus den Belangen der umliegenden Anwohner und den heutigen An-
forderungen an eine effektive Nutzung von Bauland im Sinne der vom Bundes-
gesetzgeber gebotenen Innenentwicklung und Nachverdichtung sowie des 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden ist. 

Seitens der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden im 
Rahmen der Beteiligung nach § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) folgende 
Anregungen vorgetragen. 

zu T1, Landesbetrieb Straßen NRW 
mit Schreiben vom 02.01.2019 
Stellungnahme:  
Hierzu verweise ich auf meine bereits zu früheren Beteiligungen in gleicher An-
gelegenheit erfolgten Stellungnahme vom 11.07.18, dessen Inhalte vollumfäng-
lich aufrechterhalten werden. 
Abwägung:  
Die Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme vom 11.07.2018 wurde bereits im Rahmen der Abwägung 
der Stellungnahmen aus dem Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB 
wie folgt behandelt: 
„Zur Frage der Auswirkungen von Verkehrslärm auf das Plangebiet wurde ein 
Schalltechnisches Prognosegutachten in Auftrag gegeben. Das Prognosegut-
achten von Graner + Partner Ingenieure vom 11.10.2018 kommt zusammen-
fassend zu dem Ergebnis, dass die höchsten Geräuscheinwirkungen innerhalb 
des Plangebietes im Nahbereich der Oberpleiser-/Rotter Straße zu verzeichnen 
sind. Hier ergeben sich Beurteilungspegel während des Tageszeitraumes von 
Lr 5 65 dB(A) und Lr 5 56 dB(A) während des Nachtzeitraumes. Mit größer 
werdendem Abstand zu den Verkehrsachsen reduzieren sich die Ge-
räuscheinwirkungen in südlicher Richtung deutlich. Demnach sind für die ge-
planten Wohngebäude in zweiter Bebauungsreihe tagsüber Beurteilungspegel 
von Lr 5 54 dB(A) und Lr 5 45 dB(A) nachts zu erwarten. Die gemäß DIN 18005 
für allgemeine Wohngebiete anzusetzenden Orientierungswerte (55/45 dB(A) 
für Verkehrslärm) werden somit im überwiegenden südlichen Teil des Plange-
bietes tagsüber und nachts unterschritten, also eingehalten. Im Bereich der 
beiden geplanten Wohnhäuser im Nahbereich der Oberpleiser-/Rotter Straße 
werden insbesondere an den nördlichen Gebäudefassaden Überschreitungen 
der Orientierungswerte von tags 5 10 dB und nachts 5 11 dB prognostiziert. An 
den rückwärtigen Bereichen dieser beiden Wohnhäuser werden die Orientie-
rungswerte größtenteils jedoch eingehalten. 
Da für Wohnhäuser unmittelbar an der Oberpleiser Straße Überschreitungen 
der Orientierungswerte nach DIN 18005 ermittelt wurden, sind dort entspre- 
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chende Vorkehrungen und Maßnahmen zum Schutz von Verkehrslärm vorzu-
sehen. Wohnhäuser im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind von den 
Überschreitungen der Orientierungswerte nach DIN 18005 nicht betroffen. Das 
Schalltechnisches Prognosegutachten von Graner + Partner Ingenieure, Lich-
tenweg 15-17, 51465 Bergisch Gladbach vom 11.10.2018 ist als Anlage dem 
Bebauungsplan beigefügt. 
Für den Ausbau der erforderlichen Erschließungsstraße wird im Anschluss an 
das Bauleitplanverfahren eine gesonderte Fachplanung erstellt, bei der selbst-
verständlich alle Belange bezüglich der Anbindung an die Landesstraße ein-
vernehmlich mit dem Landesbetrieb Straßen NRW abzustimmen sind. Die Er-
schließungsstraße soll als private Erschließungsmaßnahme nach den Vorga-
ben der Stadt Hennef geplant und errichtet werden. Nach erfolgtem Ausbau 
werden die öffentlichen Verkehrsflächen ins Eigentum der Stadt Hennef über-
nommen. Es wird dazu ein Erschließungsvertrag zwischen der Stadt Hennef 
und dem Grundstückseigentümer abgeschlossen, in dem alle Belange der Er-
schließung geregelt werden. Der Erschließungsvertrag ist Voraussetzung für 
die Bekanntmachung und Rechtwirksamkeit des Bebauungsplanes. In diesem 
Vertrage werden auch die angesprochenen Belange des Landesbetriebes 
Straßen NRW bezüglich Fußwegeanpassungen und Entwässerung geregelt." 
Diese Abwägungsentscheidung gilt auch weiterhin. 

Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellung-
nahmen keine Bedenken, Anregungen oder Hinweise vorgetragen: 

- Amprion GmbH, mit Schreiben vom 13.12.2018 
- Landwirtschaftkammer Nordrhein-Westfalen, mit Schreiben vom 08.01.2019 
- PLEdoc, mit Schreiben vom 11.12.2018 
- Rhein-Sieg-Kreis, mit Schreiben vom 17.01.2019 
- Rhein-Sieg Netz GmbH, mit Schreiben vom 18.12.2018 
- Wahnbachtalsperrenverband, mit Schreiben vom 17.12.2018 
- Unitymedia NRW GmbH, mit Schreiben vom 02.01.2019 

2. Dem vorgestellten Rechtsplan des Bebauungsplanes Nr. 13.10 Hennef 
(Sieg) — Söven, Oberpleiser Straße wird zugestimmt. 

3. Gemäß § 13a i.V.m. § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) und § 7 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein- Westfalen (GO NW) in der Fas-
sung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S.666/SGV.NW 2023), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 18.12.2018 (GV NRW S. 759), wird der Be-
bauungsplan Nr. 13.10 Hennef (Sieg) —Söven, Oberpleiser Straße mit sei-
nen textlichen Festsetzungen als Satzung und die Begründung ein-
schließlich ihrer Anlagen hierzu beschlossen. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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Satzung der Musikschule der Stadt Hennef (Sieg) 
1. Änderungssatzung  

Auf Empfehlung des Ausschuss für Kultur, Sport und Städtepartnerschaften be-
schloss der Rat der Stadt Hennef (Sieg) einstimmig die als Anlage beigefügte 1. 
Änderungssatzung zur Satzung der Musikschule der Stadt Hennef (Sieg) vom 
01.08.2018. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung über das Of-
fenhalten von Verkaufsstellen am Sonntag, dem 07.04.2019, 
anlässlich der Veranstaltung "Hennef Macht Mobil" 

Auf Empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft, Tourismus und Energie be-
schloss der Rat der Stadt Hennef (Sieg) einstimmig, bei 5 Enthaltungen der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grüne die beigefügte ordnungsbehördliche Verordnung über 
das Offenhalten von Verkaufsstellen. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung über das Of-
fenhalten von Verkaufsstellen am Sonntag, den 15.09.2019 an-
lässlich des Hennefer Stadtfestes 

Auf Empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft, Tourismus und Energie be-
schloss der Rat der Stadt Hennef (Sieg) einstimmig die beiliegende ordnungsbe-
hördliche Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen anlässlich des 
Hennefer Standfestes. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung über das Of- 
2.6 fenhalten von Verkaufsstellen am Sonntag, dem 01.12.2019, 259 

anlässlich des Hennefer Weihnachtsmarktes 

Auf Empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft, Tourismus und Energie be-
schloss Rat der Stadt Hennef (Sieg) einstimmig die beiliegende ordnungsbehördli-
che Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen anlässlich des Henne-
fer Weihnachtsmarktes zu beschließen. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) beschloss einstimmig die in der Anlage beigefüg-
te Dringlichkeitsentscheidung zur Zügigkeit des Städtischen Gymnasiums Hennef. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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Energiesparmodell an Schulen 261 

Auf Empfehlung des Ausschusses für Klima und Umweltschutz beschloss der Rat 
der Stadt Hennef (Sieg) einstimmig - vorbehaltlich der Zustimmung der Schulkon-
ferenz des Städtischen Gymnasiums Hennef (SGH) und der Vorlage eines positi-
ven Förderbescheids - die Durchführung eines Energiesparmodells am Städti-
schen Gymnasium Hennef. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Resolution "Lokale Demokratie schützen, Stichwahl erhalten!"; 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und "Die Unabhängigen" vom 14.03.2019  

Herr Dahm (SPD) führte die Intention des überfraktionellen Antrages (SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, Die Unabhängigen) aus. Er unterstrich, unter anderem, dass 
eine Abschaffung der Stichwahl ein Angriff auf die Demokratie und eine Ein-
schränkung der demokratischen Mitbestimmung sei. Die Kosteneinsparungen 
seien kein hinreichender Grund. 

Herr Ecke (Bündnis 90/Die Grünen) und Herr Weisel (Die Linke) sprachen sich 
ebenfalls für die Resolution aus. 

Herr Offergeld (CDU) kritisierte die Art und Weise, wie die Resolution der Fraktio-
nen auf den Weg gebracht wurde. Die Nichteinbeziehung der CDU-Fraktion sei 
mehr eine Strategie, als der Wille von Demokratiestärkung. Aufgrund dessen wer-
de die CDU-Fraktion sich Enthalten oder gegen die Resolution stimmen. 

Herr Meinerzhagen (Die Unabhängigen) erklärte, dass die Fraktion Die Unabhän-
gigen die Resolution unterstützt, auch wenn eine Abschaffung der Stichwahl in 
Hennef keine Auswirkungen haben würde, sofern zwei Kandidaten aufgestellt 
werden. Anders sei es, wenn 6 Kandidaten zur Wahl stehen würden, dann könnte 
ein Kandidat mit 17% Bürgermeister werden. 

Herr Hildebrandt (FDP) erklärte, dass zunächst der nächste FDP-Landesparteitag 
abgewartet werde und die FDP-Fraktion sich daher der Resolution enthalten wer-
de. 

Der Bürgermeister appellierte zum Schluss daran, bei Resolutionen, frühzeitig alle 
Fraktionen sowie die Verwaltung mit einzubeziehen, um die Wirkung von Resolu-
tionen zu vergrößern und die Chance zu erhalten, Stellung zu beziehen. 

Anschließend beschloss der Rat der Stadt Hennef einstimmig, bei 19 Enthaltun-
gen seitens der CDU-Fraktion und 1 Enthaltung der FDP-Fraktion die vorliegende 
Resolution zur Erhaltung der Stichwahl. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 

3 Anfragen 

Herr Krey (Die Linke) erkundigte sich nach dem Mobilitätskonzept, welches im 
Fachausschuss beschlossen wurde. Er fragte an, wann die Politik mit einbezogen 
wird. Herr Pipke sicherte die Einbeziehung der Politik in einer der nächsten Aus-
schüsse für Stadtgestaltung und Planung zu. 
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Herr Weisel (Die Linke) fragte an, ob das Amtsblatt im Stadtecho (Rautenberg 
Media Verlag) veröffentlicht werden müsste. Herr Pipke antwortete, dass es hierzu 
ein Ratsbeschluss gegeben hat und dies in der Hauptsatzung so geregelt wurde. 

4 Mitteilungen 

4.1 Haushaltswirtschaftliche Sperre 

Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) nahm die Mitteilung zur Hauswirtschaftlichen 
Sperre zur Kenntnis. 
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